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▶▶ Gesetzentwurf
Wird eine Vorsorgevollmacht künftig entbehrlich? Nein.

|  Der Bundesrat hat am 14.10.16 ein „Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Beistandsmöglichkeiten unter Ehegatten und Lebenspartner in 
Angelegenheiten der Gesundheitsfürsorge und in Fürsorgeangelegenheiten“ 
beschlossen (BR-Drucksache 505/16).  |

Ist danach ein Partner, z. B. wegen eines Unfalls, nicht mehr in der Lage, für 
sich zu entscheiden, soll der Ehegatte Fragen in Gesundheitsangelegenheiten 
regeln dürfen. Er kann in ärztliche Heilbehandlungen einwilligen oder 
Behandlungsverträge abschließen. Der Arzt soll von seiner Schweigepflicht 
gegenüber dem Ehegatten entbunden sein. Voraussetzung ist, dass die Ehe-
partner nicht dauernd getrennt leben. Dem Erklärungsgegner (Arzt, Kranken-
haus) darf keine anderweitige Vollmacht vorliegen, es darf keine Betreuung 
bestehen oder ein dem entgegenstehender Wille des Betroffenen bekannt sein.

MERKE  |  Nach der Gesetzesbegründung soll der Ehegatte, der der Bevollmäch-
tigung widersprochen hat, diesen Widerspruch gegenüber den Erklärungsempfän-
gern oder einer Vertrauensperson äußern. Das schränkt das Selbstbestimmungs-
recht über Gebühr ein. Hat jemand keine Vertrauensperson und will er der Bevoll-
mächtigung seines Ehegatten widersprechen, soll er dann ernstlich diesen Wider-
spruch sämtlichen Ärzten und Krankenhäusern gegenüber äußern müssen?

Es drängt sich hier auf, dass das eigentliche Ziel des Gesetzes darin besteht, 
Geld zu sparen. Durch die gesetzlich fingierte Vollmacht sollen sonst notwen-
dige Betreuungsverfahren überflüssig werden. Zu Recht wird beklagt, dass 
bislang sehr wenige Personen von der Vorsorgevollmacht Gebrauch machen. 
Gleichzeitig wird mit dem Entwurf aber suggeriert, eine Vorsorgevollmacht 
unter Ehegatten sei entbehrlich. Dies ist jedoch keineswegs der Fall. Nach 
den Worten der Entwurfsbegründung kann und soll das neue Gesetz eine 
Vorsorgevollmacht nicht ersetzen. Ihre Begrenztheit folge bereits aus ihrem 
engen Anwendungsbereich, allein in Bezug auf Gesundheitsangelegenheiten.

Kritisch: Jeder 
Ehegatte soll ...

... der gesetzlichen 
Vertretungsfiktion 
widersprechen 
können

▶▶ Steuerschulden
Ohne Festsetzung keine Nachlassverbindlichkeiten

|  Um hinterzogene Steuern als Nachlassverbindlichkeiten absetzen zu 
können, muss die Steuerschuld vorher festgesetzt worden sein.  |

Hat ein Erblasser Einkommenssteuer hinterzogen, so kann der Erblasser 
diese nur dann als Nachlassverbindlichkeiten von der Erbschaftssteuer ab-
ziehen, wenn die Steuerschuld festgesetzt wurde oder wird. Fehlt es an der 
Festsetzung, ist ein Abzug nicht möglich. Dies geht aus einer Entscheidung 
des BFH hervor 28.10.15, II R 46/13, Abruf-Nr. 183986

Beachten Sie  | Dies gilt selbst, wenn der Erbe das zuständige Finanzamt 
zeitnah von der Steuerschuld unterrichtet hat.
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